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Kleine Anfrage des Abgeordneten Carsten Hütter (AfD)

Drs.-Nr.: 7/8920

Thema: Wohnungsdurchsuchungen in linksextremistischem Umfeld

in Leipzig am 26.01.2022

Sehr geehrter Herr Präsident,

den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:

„Nach Medienangaben kam es am 26.01.2022 zu Durchsuchungen in der
linksextremistischen Szene in Leipzig, u.a. im Umfeld von Lina E. und

Johann G., nach dem schon länger gefahndet wird. Nach Polizeianga-
ben ‚diente der Einsatz der Erlangung von Beweismitteln, welche in

mehreren Verfahren der Generalstaatsanwaltschaft Dresden und der
Staatsanwaltschaft Leipzig eine Rolle spielen können‘. Es gehe um

Sachbeschädigung, Brandstiftung und Strafvereitelung.“

Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die

Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1:

Seit wann und in welchem Umfang erfolgten Ermittlungen gegen wie
viele Tatverdächtige, gegen die sich die 0.g. Objektdurchsuchungen

richteten und um welche konkreten Objekte, an welchen Orten, handelte

es sich bei den Durchsuchungen und in wie fern ist bei diesen Ermitt-

lungen auch die Bundesanwaltschaft eingebunden?

Am 26. Januar 2022 wurden in Leipzig-Connewitz richterliche Durchsu-

chungsbeschlüsse in Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Leipzig

und der Generalstaatsanwaltschaft Dresden vollstreckt.

Dabei handelte es sich im Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft
Leipzig um insgesamt zwei Durchsuchungs- und Beschlagnahmebeschlüsse

gegen jeweils eine Beschuldigte, welche das Amtsgericht Leipzig am 26. Ok-

tober 2021 und 16. Dezember 2021 auf Antrag der Staatsanwaltschaft Leipzig

nach 8 102 Strafprozessordnung (StPO) erlassen hat.

Die richterlichen Beschlüsse beinhalteten jeweils die Anordnung der Durch-

suchung der Person, der Wohnung mit Nebenräumen und der Fahrzeuge der
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Beschuldigten sowie die Beschlagnahme bestimmter beweiserheblicher Unterlagen, so-

fern diese nicht freiwillig herausgegeben werden. Die Durchsuchungsorte waren jeweils
in Leipzig-Connewitz.

Der Durchsuchungsbeschluss des Amtsgericht Leipzig vom 26. Oktober 2021 wurde in
einem Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Leipzig wegen des Tatvorwurfs der

gemeinschaftlichen vorsätzlichen Brandstiftung gemäß $ 306 Abs. 1 Strafgesetzbuch
(StGB) gegen eine Beschuldigte erlassen. Die Brandstiftung soll im Jahr 2019 in Leipzig

begangen worden sein. Der Durchsuchungsbeschluss des Amtsgerichts Leipzig vom

16. Dezember 2021 wurde in einem Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Leipzig
wegen des Tatvorwurfs der Sachbeschädigung gemäß 8 303 Abs. 1 StGB gegen eine
weitere Beschuldigte erlassen. Die Sachbeschädigung soll im Jahr 2021 in Leipzig be-

gangen worden sein.

Im Ermittlungsverfahren der Generalstaatsanwaltschaft Dresden wurden zudem durch
das Amtsgericht Dresden auf Antrag insgesamt vier Durchsuchungs- und Beschlagnah-
mebeschlüsse erlassen, die sich jeweils gegen einen Beschuldigten richteten. Es han-
delte sich um einen Beschluss des Amtsgerichts Dresden vom 18. Oktober 2021, erlas-

sen nach $ 102 StPO, und drei Beschlüsse des Amtsgerichts Dresden vom 26. Januar

2022, jeweils erlassen nach 8 103 StPO. Die richterlichen Beschlüsse beinhalteten ein-
mal die Anordnung der Durchsuchung der Person, der Wohnung mit Nebenräumen und

der Fahrzeuge des Beschuldigten sowie jeweils die Durchsuchung der Personen und der
Räume der drei Mitbewohner des Beschuldigten. Die Durchsuchungsorte lagen jeweils

in Leipzig-Connewitz.

Durch das Amtsgericht Dresden wurden ferner auf Antrag der Generalstaatsanwalt-

schaft Dresden insgesamt achtzehn weitere Durchsuchungs- und Beschlagnahmebe-
schlüsse erlassen, die sich jeweils gegen einen weiteren Beschuldigten richteten. Es

handelte sich um einen Beschluss des Amtsgerichts Dresden vom 19. Januar 2022, er-
lassen nach 8 102 StPO, sechzehn Beschlüsse des Amtsgerichts Dresden vom 19. Ja-

nuar 2022, jeweils erlassen nach $ 103 StPO, und einen Beschluss des Amtsgerichts

Dresden vom 26. Januar 2022, erlassen nach 88 102, 103 StPO. Die richterlichen Be-
schlüsse beinhalteten einmal die Anordnung der Durchsuchung der Person, der Woh-
nung mit Nebenräumen und der Fahrzeuge des Beschuldigten sowie jeweils die Durch-

suchung von Dachboxen der Bewohner in einem Wohnhaus, welche zumindest von dem

Beschuldigten mitgenutzt wurden. Der Durchsuchungsbeschluss des Amtsgerichts Dres-
den vom 26. Januar 2022 nach 88 102, 103 StPO war auf die Durchsuchung sieben nicht

zuordenbarer Dachboxen in einem Wohnhaus gerichtet, nachdem vor Ort die übrigen

Dachboxen einzelnen Mietern zugeordnet und im Rahmen der freiwilligen Nachschau
gesichtet werden konnten. Die Durchsuchungsorte lagen jeweils in Leipzig-Connewitz.

Die vier Durchsuchungsbeschlüsse des Amtsgerichts Dresden vom 18. Oktober 2021
und vom 26. Januar 2022 wurden in einem Ermittlungsverfahren der Generalstaatsan-

waltschaft Dresden wegen des Tatvorwurfs der Strafvereitelung gemäß § 258 Abs. 2

StGB gegen einen Beschuldigten erlassen. Die Strafvereitelung soll im Januar 2021 in

Leipzig begangen worden sein. Der ebenfalls ergangene Beschluss des Amtsgerichts
Dresden vom 18. Oktober 2021 nach 88 81a, 81e StPO basiert auf demselben Tatvor-

wurf.
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Die achtzehn Durchsuchungsbeschlüsse des Amtsgerichts Dresden vom 19. Januar

2022 und vom 26. Januar 2022 wurden in einem Ermittlungsverfahren der General-

staatsanwaltschaft Dresden wegen des Tatvorwurfs der Strafvereitelung gemäß $ 258

Abs. 2 StGB gegen einen weiteren Beschuldigten erlassen. Die Strafvereitelung soll im

November 2020 und Januar 2021 in Leipzig begangen worden sein.

Die Bundesanwaltschaft ist in die Ermittlungen, welche Ausgangspunkt der Durchsu-
chungen in den Verfahren der Staatsanwaltschaft Leipzig und der Generalstaatsanwalt-

schaft Dresden sind, nicht eingebunden.

Darüber hinaus wird von einer Beantwortung abgesehen.

Einer weitergehenden Beantwortung der Frage im Hinblick auf die Auskünfte zu den zu
durchsuchenden Objekten insbesondere auch hinsichtlich der konkreten Lage der Ob-
jekte steht dieser Art. 51 Abs. 2 Verfassung des Freistaates Sachsen (SächsVerf) ent-
gegen, da insoweit die überwiegenden schutzwürdigen Rechte Dritter entgegenstehen.

Das Recht auf Datenschutz bzw. das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung

aus Art. 33 SächsVerf als besondere Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts

gemäß Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz zählt zu den Rechten Dritter im Sinne von Art. 51
Abs. 2 SächsVerf. Die Staatsregierung und der Sächsische Landtag sind hieran als un-

mittelbar geltendes Recht gebunden; Art. 36 SachsVerf.

Soweit mit der Frage Auskünfte zu konkreten Durchsuchungsobjekten begehrt werden,
handelt es sich um Auskünfte zu personenbezogenen Daten. Personenbezogene Daten

sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder
bestimmbaren Person. Bestimmbar ist eine Person, wenn sie mithilfe von Zusatzwissen,

durch Rückschlüsse zuordnungsfähig, feststellbar oder auch nur ermittelbar ist. Für eine
Auskunftsverweigerung der Staatsregierung ist daher von Bedeutung, dass es sich um
personenbezogene Daten handelt. Aufgrund der Gesamtumstände kann nicht ausge-

schlossen werden, dass die Beschuldigten bei weiterführenden konkreten Angaben zu

den Durchsuchungsobjekten durch Personen in ihrem Umfeld oder andere Personen be-
stimmt werden können. Insoweit sind die hier verlangten Auskünfte leicht zuzuordnen.

Die Kontroll- und Informationsrechte des Sächsischen Landtages haben hinter dem Per-
sönlichkeitsrecht des Einzelnen zurückzutreten, wenn Informationen in Rede stehen, de-
ren Weitergabe wegen ihres streng persönlichen Charakters für den Betroffenen unzu-
mutbar sind. Die hier verlangten Informationen nach dem genauen Ort der Durchsuchung
und damit der Wohnung der Beschuldigten sind dem Kernbereich der Privatsphäre zu-

zuordnen und können daher im Rahmen der Beantwortung der Kleinen Anfrage nicht

übermittelt werden.

Dass am Tag der Durchsuchungen am 26. Januar 2022 über verschiedene soziale Netz-

werke im Bereich Leipzig-Connewitz unter Verletzung der allgemeinen Persönlichkeits-
rechte angebliche odertatsächliche Durchsuchungsobjekte konkret benannt worden sind

bzw. anhand von Straßenangaben konkret bestimmbar waren und damit öffentlich ge-

macht worden sind, um so Unterstützung für die von den Durchsuchungen Betroffenen
zu organisieren, kann nicht zu einem anderen Ergebnis der seitens der Staatsregierung

in eigener Verantwortung vorzunehmenden Abwägung führen.
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Die vorstehend aufgeführten Gründe hindern auch eine Beantwortung der Anfrage in
einer nichtöffentlichen Sitzung des Sächsischen Landtages oder eines Ausschusses
bzw. mit entsprechendem Geheimhaltungsvermerk.

Darüber hinaus ist auch eine weitergehende Beantwortung der Frage, seit wann und in
welchem Umfang und gegen wie viele Tatverdächtige ermittelt wird, im Hinblick auf die

genannten Ermittlungsverfahren derzeit nicht möglich, da insoweit aufgrund der laufen-

den Ermittlungen in diesem Verfahren einer weitergehenden Beantwortung die Vorschrift

des 8 479 Abs. 1 StPO entgegensteht. Nach dieser Vorschrift sind Auskünfte aus Akten
zu versagen, wenn der Übermittlung Zwecke des Strafverfahrens entgegenstehen. Eine

Beantwortung der vorgenannten Frage würde den Erfolg der Ermittlungen gefährden.

Sofern Einzelheiten zu bisherigen Ermittlungserkenntnissen bekannt würden, könnte
dies dazu führen, dass der Erfolg der weiteren notwendigen Ermittlungen vereitelt würde.

Insbesondere birgt die Beantwortung der Frage die Gefahr, dass Aussagen von Beteilig-

ten entwertet und die erforderliche Plausibilitätsprüfung erschwert wird, da nicht mehr

festgestellt werden kann, ob Angaben aus eigener Erfahrung oder von Dritten gewon-
nene Erkenntnisse wiedergegeben werden.

Die aufgeführten Gründe der Nichtbeantwortung der Frage hindern auch eine Beantwor-

tung in einer nichtöffentlichen Sitzung des Sächsischen Landtages oder mit entsprechen-
dem Geheimhaltungsvermerk. Auch bei einer unter solchen Umständen erfolgenden Be-
kanntgabe von Einzelheiten ist im vorliegenden Fall nicht mit Sicherheit auszuschließen,

dass die weiteren Ermittlungen gefährdet würden. Die besondere Sensibilität der Daten
im hiesigen Einzelfall gebietet es, dass jede Gefahr einer Offenbarung weitestgehend

minimiert wird.

Eine Abwägung der Informationsinteressen des Fragestellers mit dem Interesse an der

Geheimhaltung geht derzeit zu Lasten des Abgeordneten. Das Interesse des Abgeord-
neten an vollständiger Information ist ein hohes, durch Art. 51 Abs. 2 SächsVerf verfas-
sungsrechtlich gewährleistetes Gut. Aber auch das staatliche Interesse an einer wir-

kungsvollen Strafverfolgung ist ein hohes, aus dem Rechtsstaatsprinzip hergeleitetes

verfassungsrechtliches Schutzgut. Bei einer vollständigen Beantwortung der Frage wäre

der Schaden für ggf. laufende Ermittlungsverfahren möglicherweise irreparabel. Das In-
formationsinteresse des Abgeordneten ist demgegenüber nicht vollständig zurückge-

drängt. Seine Verwirklichung hat lediglich soweit und solange zurückzustehen, wie eine

vollständige Beantwortung tatsächlich eine Gefährdung des Ermittlungserfolges zeitigen

würde.

Frage 2:
Welche tatsächlichen und juristischen Konsequenzen hatten die Durchsuchun-

gen, insbesondere, wurden Waffen, Datenträger etc. beschlagnahmt (welche)?

Im Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Leipzig wurden im Rahmen der richter-
lich angeordneten Durchsuchungen verschiedene Gegenstände, die als Beweismittel in

Betracht kommen, sichergestellt. Bei beiden Beschuldigten wurden verschiedene Spei-

chermedien sichergestellt. Die Durchsuchungen im Verfahren wegen des Tatvorwurfs

der Brandstiftung führten zudem zur Sicherstellung von Pyrotechnik, einer Schussweste

und eines Schlagstocks. Die Begutachtung und Auswertung der sichergestellten Beweis-
mittel ist noch nicht abgeschlossen.
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Im Ermittlungsverfahren der Generalstaatsanwaltschaft Dresden wurden bei dem ersten

Beschuldigten entsprechend des Durchsuchungsbeschlusses diverse technische Geräte

sowie einzelne Notizen und sonstige Gegenstände beschlagnahmt, welche nunmehr be-

gutachtet und ausgewertet werden. Als Zufallsfunde wurden Betäubungsmittel und eine
„Affenfaust“, bei welcher es sich um eine verbotene Waffe handelt, beschlagnahmt. Der

ebenfalls vom Amtsgericht Dresden erlassene DNA-Beschluss nach 88 81a, 81f StPO

wurde umgesetzt. Bei zwei Mitbewohnern des Beschuldigten wurden als Zufallsfunde
Betäubungsmittel beschlagnahmt.

In dem Wohnhaus im Leipziger Stadtteil Connewitz wurden entsprechend des Durchsu-

chungsbeschlusses Gegenstände, welche dem weiteren Beschuldigten zugeordnet wer-
den konnten, aufgefunden. Es wurde Technik, diverse Notizen und sonstige Gegen-

stände aufgefunden, welche nunmehr begutachtet und ausgewertet werden.

Eine weitergehende Beantwortung der Frage im Hinblick auf diese Ermittlungsverfahren

ist derzeit nicht möglich, da insoweit aufgrund der laufenden Ermittlungen in diesem Ver-

fahren einer weitergehenden Beantwortung die Vorschrift des 8 479 Abs. 1 StPO entge-

gensteht. Auf die diesbezüglichen Ausführungen in der Antwort auf die Frage 1 wird in-
soweit Bezug genommen.

rage 3:

Wie viele Tatverdächtige i. S. d. Frage 1. sind bereits polizeibekannt in einem PMK-
Bereich und vorbestraft - wegen welcher Straftaten?

Von einer Beantwortung der Frage wird abgesehen.

Der parlamentarische Auskunftsanspruch (Art. 51 Abs. 1 SächsVerf) ist verfassungs-

rechtlicher Natur. Die Staatsregierung ist nur unter den Voraussetzungen von Art. 51
Abs. 2 SächsVerf berechtigt, eine Frage eines Abgeordneten nicht zu beantworten. Die
dort genannten entgegenstehenden Rechte müssen ihrerseits von verfassungsrechtli-

chem Gewicht sein. Soweit die Frage eines Abgeordneten, wie dies vorliegend der Fall

ist, Angaben zu möglichen Straftaten konkreter Personen betrifft, tritt das Fragerecht in

einen Konflikt mit dem Grundrecht auf Datenschutz nach Art. 33 SächsVerf sowie dem
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung als Unterfall des allgemeinen Persön-

lichkeitsrechts nach Art. 15 i. V. m. Art. 14 Abs. 1 S. 1 SächsVerf und Art. 2 Abs. 1
1. V. m. Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz.

Weil sich der parlamentarische Informationsanspruch auf der einen Seite und die Grund-

rechte auf Datenschutz und informationelle Selbstbestimmung auf der anderen Seite auf
der Ebene des Verfassungsrechts gegenüberstehen, müssen sie im konkreten Fall ei-

nander so zugeordnet werden, dass beide so weit wie möglich ihre Wirkungen entfalten

(vgl. Urteil des Verfassungsgerichtshofes des Freistaates Sachsen [SächsVerfGH] vom
28. Juli 2017 - Vf. 115-1-16 -, juris Rn. 47).

Diese Abwägung fällt nicht immer in derselben Weise aus, sondern hängt vom Gewicht
der verfassungsrechtlichen Schutzgüter im Einzelfall ab (vgl. Urteil des Zweiten Senats

des Bundesverfassungsgerichts [BVerfG] vom 7. November 2017 - 2 BvE 2/11 -,
BVerf-GE 147, 50 juris Rn. 361 ff.). So hat der parlamentarische Informationsanspruch
etwa ein besonderes Gewicht, soweit es um die Aufdeckung möglicher Rechtsverstöße
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und vergleichbarer Missstände innerhalb von Regierung und Verwaltung geht (BVerfG,

a. a. O., juris Rn. 196). Ebenso kann das Recht auf Datenschutz im Einzelfall ein unter-

schiedliches Gewicht haben. So kommt es etwa darauf an, ob die Betroffenen damit
rechnen müssen, dass ihr Name öffentlich bekannt und der Fall Gegenstand einer poli-

tischen Diskussion wird (vgl. etwa SächsVerfGH, a. a. O., Rn. 67).

Bei personenbezogenen Daten über Straftaten ist grundsätzlich von einem hohen Grad
an Schutzbedürftigkeit auszugehen. Dies macht Art. 10 EU-Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO), entspricht aber auch der vorherigen Rechtslage, die eine

identifizierende Berichterstattung über Straftaten erheblich beschränkt. Das Gewicht der
betroffenen Grundrechte nimmt zudem mit dem Detaillierungsgrad der begehrten Aus-

kunft, der Sensibilität ebenfalls abgefragter weiterer Daten und der Wahrscheinlichkeit

der Identifizierbarkeit der Betroffenen weiter zu. In der Abwägung ist zudem zu berück-
sichtigen, dass das Verhalten Privater grundsätzlich nicht Objekt parlamentarischer Kon-

trolle ist (vgl. hierzu auch Thüringer Oberverwaltungsgericht, Beschluss vom 5. März
2014 -2 EO 386/13 -, juris Rn. 16).

Die erforderliche Abwägung zwischen dem Interesse des Abgeordneten an der Beant-

wortung seiner Frage und dem Grundrecht auf Datenschutz und informationelle Selbst-
bestimmung der Betroffenen fällt hier im konkreten Fall unter Berücksichtigung der zuvor

dargelegten Grundsätze zugunsten der Letzteren aus.

Die Staatsregierung ist sich der herausgehobenen Bedeutung des parlamentarischen

Fragerechts für die in der Verfassung verankerte Funktion des Abgeordneten bewusst.
Bei den hier vom Abgeordneten erfragten personenbezogenen Daten über strafrechtli-

che Ermittlungen und Verurteilungen ist allerdings der hohe Grad an Schutzbedürftigkeit
der insoweit Betroffenen zu berücksichtigen. Dies gilt in besonderem Maße für Beschul-

digte eines Ermittlungsverfahrens, für die die Unschuldsvermutung streitet, und zudem

vor dem Hintergrund, dass es sich bei den erfragten Daten über Verurteilungen wegen
Straftaten um besonders sensible Daten nach Art. 10 DSGVO handelt, deren Preisgabe

für die betroffene Person einen besonders schweren Eingriff in ihr Recht auf informatio-

nelle Selbstbestimmung und ihr allgemeines Persönlichkeitsrecht bedeutet. Dies gilt erst
recht für Informationen über aktuelle strafrechtliche Ermittlungen und vor dem Hinter-

grund, dass aufgrund der Offenbarung vorgenannter Verurteilungen und Ermittlungen

eine erhöhte Wahrscheinlichkeit der Identifizierbarkeit gegeben ist. Aufgrund dessen

sind im Ergebnis der vorzunehmenden Abwägung im konkreten Fall der Auskunftsan-
spruch des Abgeordneten sowie das Grundrecht der Betroffenen auf Datenschutz und
auf informationelle Selbstbestimmung derart in Einklang zu bringen, dass insoweit keine

weitergehende Auskunft erfolgt.

Die oben aufgeführten Gründe hindern auch eine Beantwortung der Anfrage in einer

nichtöffentlichen Sitzung des Sächsischen Landtages oder eines Ausschusses bzw. mit
entsprechendem Geheimhaltungsvermerk.
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Frage 4:

Zu wie vielen Personen und/oder Gruppierungen der linksextremistischen Szene

innerhalb und außerhalb Leipzigs hatten die Tatverdächtigen i.S.d. Frage 1 Verbin-
dung bzw. waren/sind selbst Teil der Gruppierungen und welche Rolle spielen

mögliche Verbindungen zu Lina E. dabei? In welchem Umfang und seit wann be-

standen diese Verbindungen/Mitgliedschaften?

Frage 5:

In welchem Umfang wird durch welche Behörden gegen die unter 4. erfragten

linksextremistischen Gruppierungen bzw. deren Mitglieder ermittelt/ist in der Ver-
gangenheit ermittelt worden - mit welchen juristischen Konsequenzen und um wel-

che konkreten linksextremistischen Gruppierungen handelt es sich?

Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 4 und 5:

Die nachgefragten Personen und/oder Gruppierungen sind nicht Gegenstand der Ermitt-

lungen der Staatsanwaltschaft Leipzig. Daher kann zu den Fragen keine Aussage ge-

troffen werden.

Im Übrigen wird von einer Beantwortung der Fragen abgesehen, weil insoweit aufgrund
der laufenden Ermittlungen in den Ermittlungsverfahren einer Beantwortung die Vor-
schrift des $ 479 Abs. 1 StPO entgegensteht. Auf die diesbezüglichen Ausführungen in
der Antwort auf die Frage 1 wird Bezug genommen.

Mit freundlichen Grüßen

bbe!Holand’~   
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